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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Ständerat Eder (fdp, ZG) bemängelte die seiner Ansicht nach beinahe uneingeschränkte
Entscheidungsmacht der Eidgenössischen Natur- und Heimatschutzkommission
(ENHK) in ihrer Rolle als Gutachterin. Mit einer parlamentarischen Initiative forderte er,
dass von Gutachten des vom Bundesrat bezeichneten Gremiums nicht länger nur bei
triftigen Gründen abgewichen werden darf. Der ENHK solle beim Entscheid über
Projekte mit Einfluss auf in den Bundesinventaren aufgenommene Objekte von
nationaler Bedeutung nach wie vor eine gewichtige, aber nicht mehr allein
ausschlaggebende Rolle zufallen. Stellungnahmen von demokratisch gewählten
Behörden oder Gerichten sowie kantonale Interessen sollen stärker in den Entscheid
einfliessen. Die ständerätliche Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie
(UREK-SR) vertrat die Ansicht, dass Gutachten der ENHK keinesfalls höher zu gewichten
seien als Stellungnahmen der kantonalen Behörden. Auch sollen sämtliche Interessen in
die Gesamtabwägung einbezogen werden; dies insbesondere dann, wenn es sich um
Projekte im Bereich der erneuerbaren Energien handle. Auf Letztere richtete sich auch
das Augenmerk des Initianten, der darauf hinwies, dass gerade diese Projekte ein
aufwändiges Verfahren mit sich brächten, welches das Durchlaufen verschiedener
Bewilligungsstufen und -ämter beinhalte. Die UREK-SR gab dem Anliegen mit 7 zu 4
Stimmen Folge. Diesem Entscheid folgte die nationalrätliche Schwesterkommission –
wenn auch mit 13 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung nur knapp. Im Juni eröffnete die
UREK-SR ihre Beratungen zur Umsetzung der Initiative. Dabei hörte sie neben
Vertretern der ENHK und der Kantone ebenfalls die Umweltallianz, die Alliance
Patrimoine und den Verband schweizerischer Elektrizitätsunternehmen an.
Landschaftsschützer äusserten sich indessen kritisch zum Vorhaben. Raimund
Rodewald, Leiter der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz, sprach von einer „faktischen
Abschaffung des Landschaftsschutzes“, wenn kantonale Interessen ausreichen würden,
um national bedeutsame Landschaften zu verschandeln. Zudem, so die Aussagen des
WWF, hätte die ENHK in den letzten fünf Jahren immerhin zwei Drittel der 45
beurteilten Projekte im Bereich erneuerbare Energien bewilligt und die Gutachten der
Kommission hätten Umweltverbände häufig zum Rückzug von Einsprachen bewegt.
Solche Einsprachen könnten bei einer entsprechenden Praxisänderung wieder
zunehmen. Ende Jahr wurde ein vertrauliches Gutachten des Bundesamtes für Justiz
publik, worin das Amt in der geplanten Schwächung des Naturschutzes eine mögliche
Verfassungsverletzung ortete. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.04.2013
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession 2015 bewilligte der Ständerat eine Fristverlängerung zur
Umsetzung der im Jahr 2013 Folge gegebenen parlamentarischen Initiative Eder (fdp,
ZG) bis zur Herbstsession 2017. Die parlamentarische Initiative will die Rolle der ENHK
als Gutachterin zur Bewilligung von Projekten (insb. solche im Bereich erneuerbarer
Energien) mit Einfluss auf in das Bundesinventar aufgenommene Objekte von nationaler
Bedeutung abschwächen. Die Umsetzung des Anliegens könne erst nach den
Beratungen zur Energiestrategie 2050 wieder aufgenommen werden, argumentierte die
vorberatende Kommission. Mit dem ersten Massnahmenpaket zur Energiestrategie
werden Regelungen zum Bau von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien
beschlossen. Bei den Beratungen zur Energiestrategie unterlag ein linker
Minderheitsantrag der ständerätlichen Kommission, wonach von der Erhaltungspflicht
für in ein Bundesinventar eingetragene Objekte nur hätte abgewichen werden dürfen,
wenn der Kern seines Schutzwertes dadurch nicht verletzt worden wäre. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2015
MARLÈNE GERBER

La CEATE-CE a analysé l'avant-projet de révision de la loi sur la protection de la nature
et du paysage (LPN) visant à mettre en œuvre l'initiative parlementaire déposée par
Joachim Eder (plr, ZG). Par 8 voix contre 5, elle demande la prolongation du délai de
traitement pour donner davantage de poids aux intérêts d’exploitation cantonaux dans
la pesée des intérêts de protection et d’utilisation pour les objets d’importance
nationale, et pour préciser la valeur de l'expertise de la Commission fédérale de la
protection de la nature et du paysage (CFNP) et de son homologue des monuments
historiques (CFMH). La nouvelle loi sur l'énergie (LEne) permet de déroger à la règle

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.09.2017
DIANE PORCELLANA
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selon laquelle un objet inscrit dans un inventaire fédéral d'objets d'importance
nationale doit être conservé intact. Pour la majorité de la commission, la loi répond
partiellement aux objectifs de l'initiative parlementaire. En effet, seulement les projets
d'installations destinées à utiliser les énergies renouvelables y sont concernées. A
contrario, une minorité estime que les articles 12 et 13 LEne traduisent la volonté du
parlementaire. 
Lors du passage au Conseil des Etats, la proposition de la majorité est suivie par 27 voix
contre 16. La CEATE-CE dispose donc de deux ans supplémentaires pour modifier la
LPN. 3

1) Medienmitteilung UREK-SR vom 18.1. und 26.5.13; Medienmitteilung UREK-N vom 10.4.13; SGT, 5.4.13; TA, 11.4.13; NZZ,
17.4.13; SGT, 7.12.13; vgl. auch Mo. 12.3069 (FDP/Liberale) und Mo. 12.3151 (BDP).
2) AB SR, 2015, S. 884 f.
3) BO CE, 2017, p. 623; Rapport CEATE-CE du 17.8.17
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